Kostendämpfungspauschale

Aufgrund der teilweise widersprüchlichen Rechtsprechung des OVG Münster und angesichts der Rechtsprechung des Bundesverwaltungsgerichts hat das Finanzministerium NRW auf Anraten der Gewerkschaften hin mit Runderlass vom 24.09.2007 für Rechtssicherheit in Sachen „Kostendämpfungspauschale“ gesorgt.

Für die von der Kostendämpfungspauschale betroffenen Kolleginnen und Kollegen ergeben sich daraus folgende Konsequenzen:

1. Bei der Festlegung der Beihilfe wird die Kostendämpfungspauschale auch zukünftig abgezogen. Allerdings bleiben diese Bescheide vorläufig. Dies bedeutet, dass die einbehaltenen Beträge zückgezahlt werden, sofern auch die höchstrichterliche Rechtsprechung die Kostendämpfungspauschale für verfassungswidrig halten sollte.

2. Da alle zukünftigen Bescheide nur vorläufig sind, muss gegen sie kein Widerspruch eingelegt werden. Es reicht aus, den Ausgang des Musterverfahrens abzuwarten.

3. Soweit gegen bereits ergangene Bescheide Widerspruch eingelegt wurde, wird die Entscheidung über den Widerspruch zurückgestellt. Deshalb muss auch hier nichts veranlasst werden. Die Betroffenen können den Ausgang des Musterverfahrens ebenfalls abwarten.

4. In Fällen, in denen bereits ein Widerspruchsbescheid ergangen ist, der noch keine Bestandskraft hat, kann auf eine Klage verzichtet werden. Auch hier reicht ein Abwarten auf den Ausgang des Musterverfahrens aus.

5. Sofern bereits eine Klage beim Verwaltungsgericht gegen die Einbehaltung der Kostendämpfungspauschale anhängig ist, sollte das Ruhen des Verfahrens unter Hinweis auf das anhängige Musterverfahren beim Bundesverwaltungsgericht beantragt werden.

Sollten noch Fragen offen sein, so kann mit der Landesbezirksgeschäftsstelle Kontakt aufgenommen werden.

